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12. Oktober 2025  
Positionierung des Landesvorstands der FDP Bremen  
 
 
Kein Verbrenner-Verbot ab 2035 
 

Die Frage nach einer flexibleren Lösung beim Verbrenner-Verbot 2035 beschäftigt 
aktuell die bundespolitische Debatte. Während sich Markus Söder und Olaf Lies als 
Ministerpräsidenten von Ländern, die wie Bremen maßgeblich durch die 
Automobilbranche geprägt sind, sich der Bedeutung für ihre Standorte bewusst sind 
und sich gegen ein starres Verbot von Verbrennern ab dem Jahr 2035 einsetzen, 
verhalten sich der Bremer Bürgermeister und die Wirtschaftssenatorin, Bovenschulte 
und Vogt, wie Geisterfahrer. Für uns als Freie Demokraten ist es unerklärlich, warum 
sich der Bremer Senat angesichts der wirtschaftlichen Bedeutung und der 
dazugehörigen Arbeitsplätzen für ein Festhalten an einem starren Verbrenner-Verbot 
positioniert. 
 
Wir sagen klar, dass ein Verbot von Verbrennungsmotoren keine Lösung für Bremen 
und Deutschland als Industriestandort sein kann. Wir sollten keine 
Verbrennungsmotoren verbieten, sondern dafür sorgen, dass diese klimaneutral 
werden. Nur durch Technologieoffenheit können wir Wohlstand, Arbeitsplätze und 
Klimaneutralität verbinden. 
 
Statt mit Verboten die Bürgerinnen und Bürger zu bevormunden, wollen wir Freie 
Demokraten den Fortschritt vorantreiben, in em wir die E-Ladeinfrastruktur ausweiten 
und die Forschung von synthetischen Kraftstoffen unterstützen.  
 
Deswegen fordert der Landesvorstand der FDP Bremen: 
 
1. Eine Umkehr der Positionierung des Bremer Senats und in den verschiedenen 

Bundesgremien einen klaren Einsatz für die Aufhebung des Verbots von 
Verbrennungsmotoren ab 2035.  

2. Die aktuelle CO2-Flottengrenzwert-Regelung mit ihren massiven Verschärfungen 
(2025-2029 98g Co2/km & 2030-2034 49g CO2/km) und dem Ziel von null 
Emissionen ab 2035 muss aufgehoben werden. Der künftig geltende 
Emissionshandel im Verkehrssektor ist für die Erreichung der Klimaziele völlig 
ausreichend. Entscheidend ist, dass er klare Perspektiven für den Einsatz von E-
Fuels eröffnet, denn aktuell fehlt die Möglichkeit, klimaneutrale E-Fuels auf die 
CO2-Bilanz anzurechnen. 
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3. Der Bremer Senat muss endlich für eine ausreichende Abdeckung des E-Lade-
Netzes sorgen. Aktuell gibt es zu wenig Möglichkeiten zum Laden von 
Elektrofahrzeugen in Bremen. Außerdem ist ein Teil der Lademöglichkeiten, die im 
Handlungsspielraum des Senats zur Verfügung gestellt werden, wie zum Beispiel 
über die SWB oder der BrePark, oft nicht funktionsfähig. 

4. Wir wollen prüfen, wie Bremen als Autoindustrie- und Wissenschaftsstandort selbst 
von einer Technologiewende zu synthetischen Kraftstoffen profitieren kann. Nach 
einer erfolgreichen Prüfung sollen Forschungs- und/oder 
Wirtschaftsförderungsprogramme folgen. 

 
Begründung:  
 

Bremen ist als Automobil- und Zulieferstandort auf eine planbare, 
technologieneutrale Transformation angewiesen. Ein starres Verbrenner-Verbot ab 
2035 gefährdet Wertschöpfung, Innovation sowie tausende Arbeits- und 
Ausbildungsplätze, ohne automatisch mehr Klimaschutz zu bewirken. Statt Verboten 
braucht es klare CO₂-Ziele und die Zulassung klimaneutraler Kraftstoffe (z. B. E-
Fuels, H₂-Derivate), damit Unternehmen investieren, Wohlstand sichern und 
Klimaneutralität erreichen können. 

 


